
z
e

n
tr

a
la

m
e

ri
k

a workshop
mittwoch 09. oktober 2019

I

taz ! 

Fünf Journalist*innen unabhängiger Medien Zentralamerikas und Kubas hat die taz Panter Stiftung 
nach Berlin eingeladen. In dieser Beilage schreiben sie über ihren Journalismus

Aus Guatemala-Stadt  
Ewin Quiñonez

I
n der Nacht vom 8. November 
2016 gab es ein politisches Erd-
beben. Für einige Sekunden ließ 
das Erstaunen das Geräusch der 
Computer verstummen. Die auf 
eine riesige Leinwand geworfe-

nen Zahlen bestätigten, dass die 
USA – entgegen allen Vorhersagen 
– einen populistischen, fremden-
feindlichen Antisystemmagnaten 
zum Präsidenten gewählt hatten. 
Das Establishment zerbrach, und 
der Weg, der damit eingeschlagen 
würde, war unbekannt. Als journa-
listischer Stipendiat erlebte ich die-
sen Augenblick in einem Büro von 
Univisión, einem der größten spa-
nischsprachigen Nachrichtensen-
der der USA.

Mit Trump begann ein neuer Ab-
schnitt der Geschichte, in dem die 
konservativsten Kräfte einen neuen 
Anführer bekamen. Einen Sprecher. 
Der Wahlkampf des Republikaners 
fußte auf demagogischen Reden 
voller Beschimpfungen, Abwertun-
gen und Hass. Eine der Zielscheiben 
dieser Angriffe war und ist die un-
abhängige Presse, die Medien, die 
die Macht zur Verantwortung zie-
hen, die Amtsmissbrauch öffent-
lich machen und politische Prak-
tiken infrage stellen, die dem Ge-
meinwohl zuwiderlaufen. Kurz: der 
unbequeme Journalismus.

Ein Jahr zuvor war in Guatemala 
ein Outsider gewählt worden. Der 
Fernsehcomedian Jimmy Morales 
übernahm die Präsidentschaft die-
ses zentralamerikanischen Landes 
als Kandidat einer Partei, die den 
härtesten Teil der Armee repräsen-
tiert, voll von nationalistischen und 
ultrakonservativen Diskursen. Und, 
eine Gemeinsamkeit mit dem Popu-
lismus eines Donald Trump: einen 
Hass auf die unabhängige Presse.

Die Geopolitik Zentralamerikas 
verbündete sich mit den USA. Die 

Nähe der konservativsten Kräfte zur 
Macht und ihr Einfluss wurde sicht-
bar an Entscheidungen wie der Ver-
legung der Botschaft Guatemalas in 
Israel nach Jerusalem, den Abkom-
men über „sichere Drittstaaten“, 
der Antimigrationspolitik und dem 
Ende der Cicig, der UN-Juristenkom-
mission gegen die Straflosigkeit in 
Guatemala.

Angesichts dieser neuen Macht 
spielen die tiefgehenden Recher-
chen und Anklagen der unabhän-
gigen Medien eine wichtige Rolle. 
Ein Journalismus, der wirklich zählt.

Im vergangenen Jahrzehnt wur-
den einige Medien gegründet, die 
neue Finanzierungsmodelle ent-
wickelt haben, um sich aus dem fi-
nanziellen Würgegriff zu befreien, 

mit dem die Mächtigen anklagen-
den Journalismus und unbequeme 
Recherchen zu ersticken versuchen. 
Der Journalismus hat sich verändert 
und neu aufgestellt, um der Unter-
drückung durch den Populismus zu 
widerstehen.

Der Journalismus erlebt einen 
Moment der Neuorientierung der 
gesamten Branche. Dutzende Me-
dien auf der ganzen Welt haben 
ihre Produktionsweise umgestellt, 
um in der digitalen Welt mit dem 
Abwandern der Werbung und der 
Dominanz der führenden Internet-
konzerne mithalten zu können. Das 
ist in Zentralamerika nicht anders, 
und es sind eine Reihe unabhängi-
ger Medien entstanden, die darum 
kämpfen, das Wertvollste des Jour-
nalismus zu erhalten: eine öffentli-
che Meinung, die den Exzessen der 

Macht kritisch gegenübersteht.
Diese neuen Medien haben un-

ter anderem Recherchen über Ver-
handlungen zwischen Regierung 
und kriminellen Organisationen 
veröffentlicht, über illegale Su-
pergehälter, über unrechtmäßige 
Bereicherung, verbotene Wahl-
kampffinanzierung, Geschäfte von 
Angehörigen von Regierungsmit-
gliedern mit öffentlichen Gel-
dern, unrechtmäßige Geset-
zesänderungen, außerge-
richtliche Hinrichtungen. 
Sie haben in ihren Rech-
ten bedrohten Teilen der 
Gesellschaft Platz und 
Stimme gegeben.

Dieser Avantgarde-
journalismus irritiert 
die Mächtigen. Die Unter-
stützerkreise der populis-
tischen Regierungen haben 
Mechanismen entwickelt, um 
Medien und Journalisten zu ver-
folgen. Mit verschiedenen Metho-
den lenken sie die Konversation in 
sozialen Medien, um vom Inhalt der 
Recherchen abzulenken und statt-
dessen die Medien anzugehen. Sie 
haben Trumps „Fake  News!“-Ge-
rede aufgegriffen und Zweifel an 
den neuen Finan zierungskanälen 
gesät, durch die sich insbesondere 
die unabhän gigen Medien über-
haupt halten können.

In ganz Zentralamerika ist Jour-
nalismus inzwischen ein Aben-
teuer. Medien und Journalisten sind 
bedroht und aus dem Land gewor-
fen worden (Nicaragua), sind ver-
folgt und umgebracht worden (Hon-
duras und Nicaragua), sind ausspi-
oniert und finanziell abgewürgt 
worden (Guatemala und El Salva-
dor). Private Daten von Journalis-
ten wurden auf anonymen und ge-
fälschten Plattformen veröffent-
licht.

Um mit Lebensfreude – einer 
Spezialität der Menschen in die-
sem Teil der Welt – zu widerstehen, 

haben wir Journalisten solidarische 
Sicherheitssysteme entwickelt, zum 
Beispiel durch permanente Fortbil-
dungen, durch genaues Verfolgen 
von Recherchereisen durch die Re-
daktionen, durch Ortswechsel, um 
Verfolgung zu verhindern, durch 
verschlüsselte Kommunikation, 
durch Sicherheitssysteme in den 
Mobiltelefonen und andere Schutz-
strategien.

Die politische Lage scheint sich 
wenig zu ändern, und der Populis-
mus wird wohl weitere Wahlerfolge 
feiern. So wird es vier Jahre in Gua-
temala, El Salvador und Honduras 
weitergehen – in Nicaragua gibt die 
Diktatur keinen Zentimeter nach. 
Das sind kalte Zeiten, in denen wir 
unabhängigen Medien nichts ande-
res tun können, als uns warm anzu-
ziehen, um sie zu überstehen, und 
weiterhin für einen Journalismus 
einzutreten, der wirklich zählt, in 
einer Region, die wirklich zählt.

Populismus greift die Medien an – das gilt in den USA wie in Zentralamerika. 
Für unabhängigen Journalismus heißt das: Warm anziehen, durchhalten

Kalte Zeiten
Editorial

Es war ein besonderer taz Panter 
Workshop, der im August 2019 
in Berlin stattfand. Anders als 
bei den bisherigen Lateiname-
rika-Workshops mit kubani-
schen Journalist*innen waren 
diesmal ausschließlich unab-
hängige Medien geladen – und 
genau darum sollte es gehen: 
Wie kann sich unabhängiger 
Journalismus gegen die viel-
fältigen Bedrohungen unter-
schiedlicher Natur durchset-
zen, finanzieren, überhaupt hal-

ten? Allen vertretenen Medien 
ist gemein, dass sie auf Re-
cherche setzen, auf den Vor-
rang von Journalismus vor 

jedweder Ideologie, auf einen 
Journalismus, der die Grenzen 
überschreitet, den die Mächti-
gen gern setzen wollen. Aber 
wie macht man das? Welches 
Profil braucht ein Internetme-
dium, um publizistisch Einfluss 
zu erlangen? Braucht es „Brea-
king News“ oder nicht?

Viel Raum nahm daher die 
Debatte unter den Teilneh-
menden selbst ein. Die Verhält-
nisse im sogenannten Triángulo 
Norte (Honduras, Guatemala, El 
Salvador) einerseits und Kuba 
andererseits sind ziemlich un-
terschiedlich. Dennoch gibt es 
Probleme, die alle betreffen – 
ob das nun die Sicherheit und 
der Schutz ihrer Reporter*innen 
ist  oder die Frage der Finanzie-
rung, bei der alle fünf Medien 
auch auf Unterstützung durch 
ausländische Institutionen an-
gewiesen sind. Wie vermeidet 
man neue Abhängigkeiten?

In Berlin wurden – auch im 
Austausch mit hiesigen unab-
hängigen Medien – gute und 
schlechte Erfahrungen ausge-
tauscht, man gab sich gegen-
seitig Tipps und vereinbarte 
Kooperationen. Journalismus, 
der darauf besteht, auch unbe-
queme Wahrheiten zu veröf-
fentlichen, ist halt keine Frage 
der Ländergrenzen.  
 Bernd Pickert

Keine Frage 

der Grenzen
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Aus San Salvador César Fagoaga

Wenn man den richtigen Kontext nicht kennt, 
könnte das Foto erschrecken. Unter der un-
barmherzigen Mittagssonne von El Salvador 
kniet eine Gruppe von Männern, den Blick 
auf den Asphalt gerichtet, umringt von Mili-
tärs mit automatischen Gewehren. Sie warten 
vor einer Tribüne, auf der ein Paar thront, das 
Recht sprechen wird.

Aber wir sind nicht im Kolosseum von El 
Salvador, das, auch wenn es so aussieht, wohl 
keine Bananenrepublik mehr ist. Die Männer 
auf dem Boden sind Teil einer Elitetruppe und 
demonstrieren einen Einsatz für den Fall ei-
ner Geiselnahme innerhalb eines Busses. Die 
Militärs, die neue Uniformen tragen, die sie 
gerade von der US-Armee gespendet bekom-
men haben, sind tatsächlich Militärs. Es ist 
der 15. September, und die neue Regierung hat 
die Armee auf die Straßen von San Salvador 
gebracht, um mit einem eines John Rambo 
würdigen Aufmarsch den Unabhängigkeits-
tag zu feiern.

Auf der Tribüne, im Zentrum von allem, 
verfolgt der salvadorianische Präsident Nayib 
Bukele die Szene mit einem schüchternen Lä-
cheln. Zu seiner Rechten seine Frau, in seiner 
linken Hand, auf dem Foto kaum zu sehen, 
der vergoldete Stab, der ihn als Oberkomman-
dierenden der Streitkräfte ausweist.

Moment. Wenn man den richtigen Kontext 
kennt, ist dieses Foto genauso erschreckend.

Mit seinen gerade 38 Jahren ist Bukele der 
jüngste Präsident seit der Unterzeichnung 
der Friedensabkommen 1992. Aufgestiegen 
dadurch, dass die Menschen die Korruption 
der politischen Extreme satthatten, gewann 
er die Präsidentschaftswahl mit großem Vor-
sprung, und in diesen ersten drei Monaten 
stieg seine Beliebtheit stetig an.

Die Umfragen ergeben, dass sein größter 
Erfolg bislang darin besteht, die Zahl der Fälle 
eines gewaltsamen Todes reduziert zu haben. 
Das ist eine gute Nachricht für ein Land, das 
2015, als auf 100.000 Einwohner 103 gewalt-
same Todesfälle kamen, zum gewalttätigsten 

der Welt geworden war. Die große Frage ist, 
wie er das gemacht hat. Und das ist der Punkt, 
wo das Panorama undurchsichtig wird.

Bukele hat zu Beginn seiner Amtszeit ei-
nen „Plan zur territorialen Kontrolle“ vorge-
stellt, ein Paket von Maßnahmen, die über-
haupt nicht neu waren und in vielem an das 
erinnerten, was die Vorgängerregierungen 
gemacht hatten: den Staat in die Gemeinden 
bringen, die Telefonate, die aus den Gefäng-
nissen herausgehen, überwachen, die Mo-
dernisierung der Polizei und sehr viel Blabla.

Die Regierung führte Änderungen ein, die 
Zweifel an der neuen Sicherheitspolitik we-
cken. Anders als früher schließt die Polizei 
nunmehr in die Todesstatistiken nicht mehr 
diejenigen ein, die bei den sogenannten Zu-
sammenstößen zwischen Polizei und Ban-

denmitgliedern ums Leben kommen. Das 
sind nicht wenige: 2016 wurden mehr als 590 
Bandenmitglieder bei mutmaßlichen Zusam-
menstößen mit der Polizei getötet. Auf einen 
getöteten Polizisten kamen in diesem uner-
klärten Krieg 59 getötete Bandenmitglieder.

Die erste Frage ist offensichtlich: Wie wer-
den die Toten gezählt? Wird die gleiche Me-
thodologie benutzt oder eine andere? Nur 
wenn das geklärt ist – und der Journalismus 
bleibt diese Antwort noch schuldig –, können 
wir zu den nächsten Fragen übergehen: Wie 
hat Bukele das in nur drei Monaten erreicht? 
Hat er mit den Banden verhandelt wie Ex-Prä-
sident Funes 2012? Regiert man anders? Sind 
die Banden einen Schritt weiter in ihren poli-

tischen Aktivitäten und führen insofern er-
folgreichere Verhandlungen?

Das Problem ist, dass es auf der anderen 
Seite niemanden gibt, der bereit ist, diese Fra-
gen zu beantworten. Präsident Bukele hat 
nicht nur bewiesen, dass er ein Meister da-
rin ist, per Twitter zu regieren – zum Vergnü-
gen der Meme-Produzenten antworten ihm 
seine Minister mit Tweets wie: „Wie Sie be-
fehlen, Präsident.“ Er hat auch gezeigt, dass 
es nutzen kann, eine Ausbildung als Werbe-
fachmann zu haben, wenn man regieren will.

Seit seiner Zeit als Präsidentschaftskandi-
dat hat sich Bukele bemüht, ein Narrativ jen-
seits aller Grautöne zu erschaffen. Natürlich 
hat er das nicht erfunden, aber in einer so 
polarisierten Gesellschaft wie der salvado-
renischen – zwölf Jahre lang haben wir uns 
im Bürgerkrieg der 1980er Jahre gegenseitig 
umgebracht – wird es immer fruchtbar sein, 
einen Freund-oder-Feind-Diskurs zu fahren. 
Jede Kritik, jedes Infragestellen wurde mit 
virtuellen Shitstorms, Verhöhnungen und ei-
ner ausgeklügelten digitalen Strategie zum 
Schweigen gebracht. Widerspruch ist verbo-
ten, besonders wenn der infrage Gestellte der 
Präsident der Republik ist, der Träger aller na-
tionalen Hoffnungen. Ludwig XIV. wäre stolz.

Im Visier dabei immer: die Presse. Be-
schränkte sich der Präsident zunächst dar-
auf, Fragen auszuweichen oder Interview-
anfragen zu ignorieren, ging er dann dazu 
über, die Arbeit jener Medien, die im un-
bequem wurden, direkt zu blockieren. 
Anfang September, genau zum Ende 
seiner ersten 100 Tage im Amt, ver-
bot das Präsidialamt zwei Me-
dien (Revista Factum und 
El Faro) den Zugang zu 
den Pressekonferen-
zen. Die Begrün-
dung war, dass Jour-
nalisten dieser Me-
dien einmal beim 
Versuch, eine Frage 
zu stellen, etwas laut ge-
worden waren.

Internationaler Druck sorgte dafür, dass 
das Präsidialamt die beiden Medien wieder 
zuließ. Nicht ohne aber zuvor einen digita-
len Shitstorm gegen die entsprechenden Jour-
nalisten loszutreten, der bis heute andauert.

Wie bei der Militärparade beobachtet der 
Präsident diese Angriffe von der Tribüne aus. 
Dort, wo er sich sicher, ausreichend entfernt 
und gepanzert fühlt, schaut er sich auch an-
dere heikle Themen an. Das wichtigste davon: 
die Lage Tausender salvadorianischer Migran-
ten in den USA. Nach der Unterzeichnung ei-
nes Abkommens, das aus El Salvador einen 
„sicheren Drittstaat“ macht – ja wirklich: Das 
Land, aus dem heraus 2018 die meisten Asyl-
anträge gestellt wurden, ist jetzt Aufnahme-
land für Asylsuchende –, traf sich Bukele mit 
US-Präsident Donald Trump, um die öffent-
liche Diskussion zu seinen Gunsten zu wen-
den. Nach den Fotos und Tweets von beiden in 
der UN-Generalversammlung verkündete das 
Präsidialamt, die Beziehungen zu den USA 
seien jetzt wiederhergestellt – als wären sie 
irgendwann abgebrochen worden.

Kein Wort darüber, welche Konsequenzen 
die Verlegung der US-Südgrenze um Tau-
sende Kilometer nach Zentralamerika hat. 
Der fremdenfeindlichste Präsident, den die 
USA je hatten, hat in Bukele, dem Wunder-
boy mit der Vorliebe für Militärparaden, 

seinen perfekten Ver-
bündeten gefun-

den. Sollten wir 
uns noch fra-

gen, wa-
rum?

El Salvadors neuer Staatschef Nayib Bukele präsentiert 

sich gern als „coolster Präsident der Welt“. Der 

38-Jährige ist extrem populär. Unbequeme Fragen 

unabhängiger Journalisten allerdings mag er gar nicht

Regieren  
von der 
Tribüne aus

Von Ileana Álvarez

Es war Samstag, und ich besuchte 
meine Mutter, als wir davon erfuh-
ren. Wieder war eine Frau ermor-
det worden, diesmal durch ihren 
Ex-Partner. Sie war erstochen wor-
den, wenige Blocks von meinem Ge-
burtshaus entfernt, in einem Rand-
bezirk der Stadt Ciego de Avila in 
der Mitte Kubas. In Kuba nennen 
wir solche Nachrichten, die nie in 
den staatlichen Medien erscheinen, 
sich aber blitzschnell von Mund zu 
Mund verbreiten, bola oder chisme. 
Diese hier bewegte uns mehr als 
sonst. Denn die Ermordete hatte 
für meine Mutter und mich ein Ge-
sicht und einen Namen: Misleydis 
González.

Ich hatte einige Monate zuvor ein 
unabhängiges Medium gegründet 
und auch noch die Frechheit beses-
sen, es „feministisch“ zu nennen. 
Jetzt fühlte ich mich verpflichtet, 
die Geschichte einer Tragödie zu 
erzählen, die die Regierung unbe-
dingt vertuschen wollte.

Mariela Castro, Leiterin des Na-
tionalen Zentrums für Sexualer-
ziehung und Tochter Raúl Castros, 
sagte der argentinischen Zeitung El 
Tiempo am 4. November 2015: „In 
Kuba gibt es keine Frauenmorde, 
und das ist eine Folge der Revolu-
tion.“ Kuba hatte noch nie statisti-
sches Material über solche Verbre-
chen an internationale Gremien 
gegeben, deshalb blieb dieses Käst-
chen in den Berichten immer weiß.

Wie zu erwarten war, schickte 
die einzige „Zeitung“ der Provinz, 
die mit dem eisernen Beinamen 
„Organ der Kommunistischen Par-
tei Kubas“ vertrieben wird, keinen 
einzigen Reporter. Wenn wir nicht 
berichten würden, würde es nie-
mand tun.

Misleydis’ Mutter, ihre Schwes-
ter und ihr Bruder empfingen uns 
in einem sehr einfachen Haushalt. 
Zu Beginn zeigten sie sich sehr zu-
rückhaltend. Nicht weil wir ein un-
abhängiges Medium waren – es be-
drückte sie paradoxerweise genau 
das Gegenteil. Sie hatten eine sehr 
harte Geschichte zu erzählen, und 
sie vermuteten, dass wir im Auftrag 
der Regierung unterwegs seien und 
ihre Wahrheit nicht würden hören 
wollen. In der Geschichte, die sie 
mitzuteilen hatten, kommen die 
staatlichen Institutionen nicht gut 
weg, besonders die Polizei nicht. 
Trotz fortgesetzter Misshandlun-
gen und obwohl Misleydis mehr-
fach Anzeige bei der Polizei erstat-
tet hatte, wurde nie gegen den spä-
teren Täter vorgegangen.

Wir besuchten Misleydis’ beste 
Freundin, bei der sie sich in den 
letzten Tagen ihres Lebens vor 
dem Mann versteckt hatte, der sie 
mit dem Tod bedrohte, nachdem sie 
eine neue – letzte – Anzeige gegen 
ihn erstattet hatte. Mit großem Mut 
beschrieb uns ihre Freundin die pa-
nische Angst und Hilflosigkeit von 
Misleydis, die sich unter ihrem 
Dach versteckt hatte.

Zu Hause kam dann die  nächste 
Herausforderung: Wie sollte ich die 
Ereignisse beschreiben, ohne sensa-
tionsheischend zu wirken oder er-
neut Verletzungen zu verursachen? 
Uns fehlte die Erfahrung.

Wir entschieden uns, die Video- 
und Tonaufnahmen nicht zu ver-
wenden, um unsere Quellen nicht 
zu sehr zu exponieren, denn sie 
könnten schwer einzuschätzenden 
Repressionen ausgesetzt sein. Auch 
die engste Familie hatte Angst, und 
zwar nicht so sehr vor dem Mörder.

Wir ließen auch Teile der Ge-
schichte weg, die so grausam waren, 
dass sie eher wie Fiktion wirkten: 
Etwa dass Misleydis an einen Me-
tallsessel gefesselt und mit Elektro-
schocks gefoltert worden war oder 
dass der Mörder zuvor bereits eine 
andere Frau entführt und ihr seinen 
Namen auf die Stirn tätowiert hatte; 
oder dass die Tatsache, dass er trotz-
dem noch frei herumlief, vielleicht 
damit zu tun hatte, dass er ein In-
formant der Polizei war, womit er – 
wie verschiedene Zeugen versicher-
ten – gerne herumprahlte.

Nach der Veröffentlichung zeigte 
das Patriarchat sofort seine Zähne 
und fing an, mich und einige an-
dere Redaktionsmitglieder auf alle 
mögliche Weise anzufeinden. Es 
gab Vorladungen zu „Gesprächen“ 
mit Agenten der Staatssicherheit, 
die uns dazu bringen wollten, die 
journalistische Arbeit bleiben zu 
lassen. Sie setzten unseren Web-
designer unter Druck, er sollte die 
Arbeit mit uns aufgeben und statt-
dessen für sie arbeiten. Sie verbo-
ten ihm eine Reise in die USA, wo 
er ein Masterstudium absolvieren 
wollte. Auch mir wurde zweimal un-
tersagt, das Land zu verlassen, ein-
mal für einen Kurs in Genderjour-
nalismus in Panama, einmal um 
ein Stipendium in Gender Studies 
in Mexiko abzuschließen, das ich 
im Vorjahr begonnen hatte. Einem 
Redakteur wurde auf dem Flugha-
fen von Santa Clara der Laptop be-
schlagnahmt, als er von einem Jour-
nalismusworkshop zurückkam; er 
wurde von Agenten der Staatssi-
cherheit verhört.

Nachdem ich ein anklagendes 
Editorial in Alas Tensas veröffent-
licht hatte, das im Netz großen Zu-
spruch fand, begann die soziale Iso-
lation. Wenn du dich in Kuba zu wi-
dersprechen traust, wenn du dich 
frei ausdrückst, sorgen sie von oben 
dafür, dass du dich wie ein Pest-
kranker fühlst. Sie machen einfa-
che unschuldige Leute aus deiner 
Umgebung zu ihren Werkzeugen: 
Die Mehrheit hat Angst, selbst ins 

Visier zu geraten. In einem Nach-
barhaus gleich bei uns gegenüber 
wurde ein permanenter Beobach-
tungsposten eingerichtet. Die Si-
tua tion war unhaltbar. Im Sommer 
2018 entschied ich mich, mit mei-
nem Mann und meinem Sohn das 
Land zu verlassen.

Gut ist, dass inzwischen auch 
andere unabhängige Medien sys-
tematisch Genderthemen aufgrei-
fen und dass über einige Frauen-
morde auch berichtet wurde. An-
gesichts dessen musste auch der 
kubanische Staat die Probleme 
einräumen. Im April dieses Jahres, 
beim dritten Treffen des Lateiname-
rika- und Karibikforums zur Nach-
haltigen Entwicklung, anerkannte 
Kuba zum ersten Mal die tragische 
Realität der Feminizide und gab ei-
nige Daten bekannt. Laut einer 2016 
durchgeführten Umfrage über Ge-
schlechtergerechtigkeit hatten in 
den 12 Monaten vor der Umfrage 
26,7 Prozent aller Befragten Gewalt 
durch ihren Partner erlitten. 39,7 
Prozent gaben an, in ihrem Leben 
mindestens einmal Opfer solcher 
Gewalt geworden zu sein.

Der unabhängige Journalismus 
wird nicht wegen Gesetzen und 
Repressoren verschwinden, die er-
nüchternde Wirklichkeit verste-
cken oder verleugnen. Die wirkli-
chen Protagonisten unserer Arbeit, 
die Leser, danken es. Ab jetzt wird 
es schwer sein zu verhindern, dass 
Geschichten wie die von Misleydis 
González erzählt werden.

Die Autorin brachte erstmals eine  

Reportage über Frauenmorde in Kuba.  

In der Folge musste sie das Land verlassen

Berichten, 
ohne um 
Erlaubnis 
zu bitten

Aus Tegucigalpa  
Fernando Silva Cruz

H
onduras ist ein kleines 
Land in Zentralame-
rika mit etwas mehr 
als 9 Millionen Ein-
wohnern, von denen 
laut Weltbank rund 

5 Millionen in Armut leben. Es hat 
sich dreimal für die Fußballwelt-
meisterschaft qualifiziert und hat 
einen verfassungswidrig wiederge-
wählten Präsidenten, über den es 
in den USA wegen Verwicklung in 
den Drogenhandel eine Gerichts-
akte gibt.

Natürlich gehört viel mehr zur 
honduranischen Wirklichkeit. Aber 
es ist ein guter Anfang, um zu se-
hen, worüber der unabhängige 
Journalismus inmitten von Gewalt 
und Polarisierung der Gesellschaft 
seit zehn Jahren berichtet.

Honduras’ Gesellschaft ist polarisiert, die Regierung verfassungswidrig, Drogenhandel und 

Gewalt regieren mit. Da ist unabhängiger Journalismus eine echte Herausforderung

Im Drogenstaat
gung zu ziehen, er könne Verbin-
dungen zum Drogenhandel haben, 
der sich in dem Land etabliert hat.

Einige Journalisten haben so-
gar für die Oppositionspartei für 
öffentliche Ämter kandidiert, was 
sie nicht davon abhält, Journalisten 
zu bleiben. Aber wenn sie aufhören, 
unbequeme Fragen zu stellen, dann 
sind sie vielleicht gar nicht so an-
ders als die anderen Journalisten, 
die sie selbst als „Gehaltsempfän-
ger“ verspotten.

Das Fehlen von kritischen Nach-
fragen hat die negative Attitüde 
der Mächtigen gegenüber den un-
bequemen Fragen jener nationa-
len und internationalen Journalis-
ten noch verstärkt, die sich tatsäch-
lich unermüdlich darum bemühen, 
so präzise wie möglich über die 
 honduranische Realität zu berich-
ten.

Als der Nachrichtensender Univi-
sión mit Sitz in den USA die Nach-
richt verbreitete, der Präsident Juan 
Orlando Hernández werde wegen 
möglicher Verwicklungen in 
den Drogenhandel in den 
Akten eines Strafgerichts 
in den Vereinigten Staa-
ten erwähnt, berief der 
Präsident eine Presse-
konferenz ein und ver-
teilte eine Erklärung. Da-
rin griff er den Journalis-
ten scharf an, der den Artikel 
geschrieben hatte.

Wer in Honduras Informa-
tionen verbreitet, die die Tradi-
tions medien gar nicht erst suchen 
würden, macht sich bereits zur Ziel-
scheibe von Angriffen. Einige Web-
sites warfen interna tio nalen Jour-
nalisten vor, „lebenswichtiger Teil 
der Desinformationskampagne 
der Linken“ zu sein. Die Opposi-
tion wirft der Regierung vor, eine 
Diktatur errichtet zu haben. Aber 
sie selbst reagiert auf kritische Fra-
gen der Presse nicht viel anders. Als 
ein Journalist von Contracorriente 
vor einigen Wochen dem Ex-Präsi-
denten Zelaya unbequeme Fragen 
stellte, verdächtigte dieser den Jour-
nalisten, er werde von der Regie-
rung bezahlt, um ihn zu verhören.

Angesichts solcher Konsequen-
zen der Polarisierung wird der 
ernsthafte, nicht Partei ergreifende 
Journalismus zu einer wichtigen 
Herausforderung. Glücklicherweise 
ist es eine Aufgabe, der sich eine 
ganze Welle von Journalisten wid-
met, die in dem Chaos eine histori-
sche Chance dafür sehen, der Stein 
im Schuh der Korruption zu sein.

Ganz sicher ist unbequemer 
Journalismus in Honduras ein Ri-
siko. Nach Angaben der Nationalen 
Menschenrechtskommission sind 
in den letzten Jahren mindestens 

70 Jour-
nalisten 

umgebracht 
worden. Aber 

diese Bedrohung ist 
komplex in einer Re-

gion des Drogentransits in Rich-
tung USA.

Honduras wird Drogenstaat ge-
nannt. Das bedeutet, dass die or-
ganisierte Kriminalität eine Sym-
biose mit fast allen Bereichen der 
Gesellschaft eingegangen ist, mit-
unter auch mit dem Journalismus. 
Deshalb ist die Forderung, alle Um-
stände aufzuklären, die zur Ermor-
dung von Journalisten führen, et-
was komplexer: Es gilt, herauszufin-
den, ob honduranische Presseleute 
aufgrund ihrer Berufsausübung 
umgebracht werden oder aus an-
deren Gründen.

Der spanische Journalist Al-
berto Arce schreibt in seinem Buch 

 „Novato en nota roja“: „Von keinem 
der 30 in den letzten Jahren in Hon-
duras ermordeten Journalisten 

findet sich auch nur ein einzi-
ger Artikel über Drogen-

netzwerke, Handel, kor-
rupte Politiker oder Po-
lizisten. Und man findet 

auch kaum einen Journa-
listen, der wegen seiner Oppo-

sition gegen den Staatsstreich von 
2009 ermordet wurde.“

Der honduranische  Journalismus 
steht vor großen Aufgaben. Aber 
aus den Problemen erwachsen auch 
unzählige Chancen, angefangen bei 
der Möglichkeit, dass die Bevölke-
rung wieder anfängt, der Presse 
Glauben zu schenken und dass 
diese ihre Rolle als kon trol lierende 
Gewalt, die sie niemals hätte aufge-
ben dürfen, wieder annimmt.

Der ernsthafte und engagierte 
Journalismus hat die Aufgabe, in-
ner- und außerhalb von Honduras 
die notwendigen Zweifel an den 
Gründen der Migration, der Ge-
walt und der Korruption zu säen. Er 
muss das tun, damit sich die Gesell-
schaft darüber Klarheit verschaffen 
kann, wie die Regierenden seit Jah-
ren dieses kleine zentralamerika-
nische Land als ihre kleine Parzelle 
der Illegalität verwalten.

schen Handelsvertretung in Je-
rusalem als Ausdruck der Un-
terstützung der Israelpolitik von 
US-Präsident Donald Trump wurde 
er von einer Delegation evangeli-
scher Priester und Journalisten 
begleitet – den beiden Kräften, die 
seine Regierung stützen. Die Jour-
nalisten werden zu diesen Reisen 
von der Regierung eingeladen und 
in Luxushotels untergebracht – fi-
nanziert mit den Steuergeldern je-
ner Bevölkerung, die sie zu infor-
mieren vorgeben.

Auf der mutmaßlichen Gegen-
seite genießt die von dem gestürz-
ten Ex-Präsidenten Manuel Zelaya 
Rosales und seiner Partei Libertad 
y Refundación angeführte Opposi-
tion die Unterstützung von aktivis-
tischen Journalisten seiner Partei. 
Die würden sich niemals trauen, 
seine Amtsführung infrage zu stel-
len oder die Möglichkeit in Erwä-

Ileana 
Álvarez,  
53, leitet das 

feministische 

Onlinemedium 

„Alas Tensas“, 

das sie 2016 

in Kuba als 

unabhängiges 

Medium 

gegründet hat. 

www.

alastensas.

com.

Fernando 
Silva Cruz,  
23, ist 

Reporter bei 
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corriente in 

Honduras. Das 

2015 gegrün-

dete Online-

medium hat 

sich dem 
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Journalismus 
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Cesar 
Fagoaga,  

37, ist 
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des 2014 

gegründeten 

Online-
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Anfang September, genau 

zum Ende von Bukeles ersten  

100 Tagen im Amt, verbot  

das Präsidialamt zwei 

Medien den Zugang zu den 

Pressekonferenzen

„In Kuba gibt es keine 

Frauenmorde, und das 

ist eine Folge der 

Revolution“

Mariela Castro, Cenesex, 
Tochter Raúl Castros, 2015

Die Regierenden 

haben das kleine 

zentralamerikanische 

Land als ihre kleine 

Parzelle der Illegalität 

verwaltet. Das muss 

Journalismus zeigen

Zweifelsohne ist es seit 2009 
noch wichtiger geworden, über 
Armut, Korruption und Gewalt 
aus einem anderen Blickwinkel 
zu berichten. Damals stürzte ein 
Staatsstreich den Präsidenten Ma-
nuel Zelaya und seine Regierung. 
Die lang anhaltende soziale und 
politische Krise war die perfekte 
Nische, in der die Medien aus der 
Opposition heraus entstehen konn-
ten, vor allem digitale Medien, die 
mit der Tradition der gedruckten 
Zeitungen in der Hand von Unter-
nehmern und einflussreichen Po-
litikern brachen.

Aber der Staatsstreich war nicht 
nur ein Schlag ins Gesicht der De-
mokratie, er hat auch die Gesell-
schaft in zwei Teile gespalten. Seit-
dem scheinen sich alle Diskurse auf 
schwarz oder Weiß zu reduzieren. 
Der Pro-Regierungs-Diskurs der 
Traditionsmedien auf der einen, 

die Mehrheit der unabhängigen 
Medien auf der anderen Seite. Letz-
tere haben sich für den Aktivismus 
zugunsten von allem entschieden, 
was irgendwie nach Opposition aus-
sieht. Dass es Richtschnur für Jour-
nalisten sein sollte, alle Mächtigen 
gleichermaßen zur Rechenschaft 
zu ziehen, scheint in den Journa-
lismusseminaren der Universität 
in Vergessenheit geraten zu sein.

Auf der einen Seite stehen die 
Journalisten der Traditionsme-
dien, die vergessen, über die Kor-
ruption der Regierung zu berichten, 
weil sie Reisen, Aufmerksamkeiten 
und Journalistenpreise von genau 
jenen Politikern geschenkt bekom-
men, gegen die wegen Unterschla-
gung riesiger staatlicher Geldsum-
men juristisch ermittelt wird.

Bei einem kürzlichen Besuch des 
Präsidenten Juan Orlando Hernán-
dez zur Eröffnung der hondurani-
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Hat die Presse gern für sich: Honduras’ Präsident Juan 

Orlando Hernandez   Foto: Jacquelyn Martin/ap
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Aus Havanna Geisy Guia Delis

Im August 2017, als alle längst wuss-
ten, dass Miguel Díaz-Canel der 
nächste Präsident der Republik 
Kuba würde, tauchte auf YouTube 
ein Video auf, in dem er sich über 
die unabhängigen Medien in Kuba 
äußert: „Wir werden ihnen die Platt-
form schließen. Sollen sie doch ei-
nen Skandal daraus machen. Sollen 
sie doch behaupten, dass wir zensie-
ren, das ist okay, alle Welt zensiert.“ 
Dieser lapidare Satz war wie ein Ur-
teilsspruch, mit dem jede Möglich-
keit des Dialogs oder des Respekts 
und der Anerkennung für die auf 
der Insel entstandenen digitalen 
Medien ausgeschlossen wurde.

Seien wir ehrlich: Kein Präsi-
dent mag Journalisten. Außer na-
türlich, wenn sie nichts hinterfra-
gen, nichts recherchieren und als 
Propagandaapparate funktionie-
ren, als Lautsprecher der Macht. 
Aber wenn Sie Präsident in einer 
Demokratie sind und vorhaben, alle 
Medien zu schließen, die nicht mit 
Ihnen sympathisieren, dann wird 
aller Wahrscheinlichkeit nach die 
Verfassung Ihrer Nation das ver-
hindern. Aber Kuba ist ein Land der 
Ausnahmen – um nicht zu sagen, 
dass es in Kuba keine Demokratie 
gibt. Bislang sind im Jahr 2019 in 
Kuba mindestens sechs von der Re-
gierung unab hängige Medien zen-
siert oder blockiert worden. Rund 
zehn Journalisten wurden festge-
nommen, bedroht oder an der Aus-
reise gehindert.

In Artikel 55 der dieses Jahr ver-
abschiedeten Verfassung heißt es: 
„Die Freiheit der Presse wird aner-
kannt. Dieses Recht wird im Ein-
klang mit den Gesetzen und Zie-
len der Gesellschaft ausgeübt. Die 
wesentlichen Kommunikations-
medien [eine sehr vage Formulie-
rung; es ist zu befürchten, dass sie 
so gehalten ist, um auch gegen In-
ternetmedien vorgehen zu  können] 
in all ihren Erscheinungsformen 
sind sozialistisches Eigentum des 

ganzen Volkes oder der politischen, 
sozia len und Massenorganisatio-
nen [soll heißen: Kommunistische 
Partei Kubas, Vereinigung der Jun-
gen Kommunisten, Revolutionäre 
Streitkräfte]; sie dürfen keine an-
deren Eigentumsverhältnisse ha-
ben [das schließt privat oder ge-
nossenschaftlich organisierte Me-
dien aus].

Die neuen Medien sind wie ein 
zähes Stück Fleisch, an dem die Re-
gierung ganz schön zu kauen hat 
und das sie weder herunterschluckt 
noch auszuspucken wagt, aus Angst, 
sich selbst zu bekleckern.

Weil die Nationalversammlung, 
die nur zweimal im Jahr regelmä-
ßig und nur ganz selten außeror-
dentlich tagt, um Gesetze zu ver-
abschieden, wird in Kuba mittels 
Dekreten regiert. Eines der jüngs-
ten, das Dekret Nummer 370 „Über 
die Informatisierung der Gesell-
schaft in Kuba“, zielt darauf ab, die 
Rechte der Kubaner im Internet zu 
beschränken, und ist eine direkte 
Bedrohung der unabhängigen Me-
dien, die ausschließlich als digitale 
Plattformen existieren können. Da-
rin wird es als Gesetzesverstoß be-
zeichnet, „eine Website auf einem 
Server im Ausland zu betreiben, 
die nicht ausschließlich ein Spie-
gel oder eine Kopie einer auf Ser-
vern auf nationalem Territorium 
gehosteten Seite ist“. Genauso ist 
es verboten, „über die öffentlichen 
Datennetze Daten oder Informatio-
nen zu verbreiten, die dem sozialen 
Interesse, der Moral, den guten Sit-
ten und der persönlichen Integrität 
zuwiderlaufen“ (Artikel 68).

Ich denke, es liegt in einer Grau-
zone, zu definieren, was Moral ist 
oder welche Informationen dem 
sozialen Interesse zuwiderlaufen. 
Aber ich wage zu behaupten, dass 
sich die Öffentlichkeit in Kuba für 
Themen der Umwelt und der Lo-
kalentwicklung interessiert. Genau 
das sind die Themen des Mediums, 
für das ich schreibe. Periodismo de 

Barrio, 2015 von jungen Absolven-
ten der Universität von Havanna 
gegründet, drückt in seiner Grund-
satzerklärung seine Loyalität zum 

Sozialismus als emanzipatorischem 
Projekt aus und betont gleichzeitig, 
dass Meinungs-, Presse- und Infor-
mationsfreiheit essenziell für eine 
bewusste Bürgerbeteiligung sind.

Wir wollen investigativen Jour-
nalismus machen, in dessen Mit-
telpunkt die Gemeinden stehen, 
die von der Klimakrise am stärks-
ten bedroht sind. Aber in Kuba ist 
alles politisch. Allein weil es uns 
gibt, wurden wir von der Staatssi-
cherheit festgenommen, wurden 
uns unsere Kameras und Telefone  
abgenommen. Wir wurden aus ver-
schiedenen Provinzen ausgewie-
sen, und wir wurden aufgefordert, 
über diese Übergriffe zu schweigen. 
Das alles war sowohl bevor als auch 
nachdem wir über die schlimmen 
Zustände berichtet hatten: über die 
Müllkippen unter freiem Himmel 
in Havanna oder über den Tod der 
Biodiversität in der Bucht von Chip-
riona infolge der Abwässer und Ein-
schlämmungen durch die Rumfa-
brik Havanna Club oder über das 
staatliche Wegsehen in einer Ge-
meinde, die sehr starker Vergiftung 
durch Blei ausgesetzt ist.

Unter diesen Bedingungen üben 
heute viele Journalisten in Kuba ih-
ren Beruf aus. In diesem ganzen 
Geflecht von Dekreten und Verfas-
sungsartikeln bleibt uns das Eti-
kett „illegal“. Wir haben nie um Er-
laubnis gebeten, Journalismus zu 
machen, noch werden wir das tun, 
und das wiederum bedeutet, dass 
wir nicht nur unsere Meinungs- 
oder Reisefreiheit riskieren – jeder 

von uns kann auch jederzeit ins Ge-
fängnis gesteckt werden.

Noch immer gibt es jene, die die 
Namen, Gesichter, Schmerzen und 
Träume jener, die in unseren Re-
portagen auftauchen, verschwei-
gen wollen, als ob sich die Wirk-
lichkeit durch Negation verändern 
ließe oder diese Menschen und ihre 
Probleme dann einfach verschwin-
den würden.

Kürzlich feierte mein Vater sei-
nen 58. Geburtstag, und er witzelte 
einen ganzen Monat lang herum, 
was er gern als Geschenk hätte: ei-
nen Tausch seines Hauses gegen ei-
nes von denen, die jeden Abend um 
Punkt acht Uhr in den Hauptnach-
richten zu sehen sind. In der Sen-
dung gibt es reichlich Fleisch und 
Obst, die Menschen sind glückli-
cher und produktiver, die Omni-
busse sind nicht voll, es gibt keine 
politischen Widersprüche, alle sind 
sich einig, und es gibt keine größere 
Kraft als die Revolution. Mein Va-
ter macht über all das Witze, weil 
es ihm Spaß macht, dabei zuzu-
schauen, wie Abend für Abende 30 
Minuten die Realität manipuliert 
wird. Für ihn, der in unterversorg-
ten Läden einkaufen geht, der mit 
dem Gehalt nie auskommt, der nie-
mals an einer Demonstration für ir-
gendetwas wird teilnehmen kön-
nen, der kein Geld hat, um im In-
ternet zu lesen, was ich schreibe, für 
ihn ist es wie eine Sucht und eine 
masochistische Freude, auf dem 
Bildschirm ein Kuba zu sehen, wie 
es Díaz-Canel gefällt.

Kubas Staatsmedien zeichnen ein geschöntes Bild von der Realität. Und die unabhängigen Medien sind illegal

Gegen die 
Verleugnung

Geisy Guia 
Delis,  
28, ist 
Reporterin 
des unabhän-
gigen Portals 
„Periodismo 
de Barrio“ in 
Kuba. Das 
2015 gegrün-
dete Medium 
befasst sich 
vor allem  
mit Umwelt-
themen.
www.
periodismo-
debarrio.org

„Sollen sie doch 

behaupten, dass wir 

zensieren, das ist okay, 

alle Welt zensiert“

Miguel Díaz-Canel  
Präsident Kubas
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Für Pressefreiheit weltweit!

Mit einer Spende viel bewirken!

Die taz Panter Stiftung fördert junge kritische Jour-
nalistInnen im In- und Ausland. Denn ohne sie gäbe 
es keine Pressefreiheit und damit auch keine Freiheit.
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